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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 

 

Az: B 3 P 28/15 B 
 
L 5 P 42/15 (LSG Rheinland-Pfalz) 
S 3 P 133/14 (SG Koblenz) 
 
 
 
…………………………….., 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
 

g e g e n 
 
 
Pflegekasse bei der AOK Rheinland-Pfalz/Saarland - Die Gesundheitskasse, 
Virchowstraße 30, 67304 Eisenberg, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

 

Der 3. Senat des Bundessozialgerichts hat am 25. November 2015 durch den  

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  W e n n e r    sowie den Richter   S c h r i e v e r    und die  

Richterin   Dr.  O p p e r m a n n     

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Landes-

sozialgerichts Rheinland-Pfalz vom 1. Oktober 2015 wird als unzulässig verworfen. 

 

Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Der Kläger hat gegen die Nichtzulassung der Revision in dem Urteil des LSG Rheinland-Pfalz 

vom 1.10.2015, das ihm am 20.10.2015 zugestellt worden ist, mit einem persönlich verfassten 

Schreiben vom 1.11.2015 ein als "Berufung" bezeichnetes Rechtsmittel eingelegt. Da eine 

erneute Berufung gegen das im Berufungsverfahren ergangene Urteil vom 1.10.2015 nicht 

statthaft ist, muss das Rechtsmittel sinngemäß als Beschwerde gegen die Nichtzulassung der 

Revision ausgelegt werden. Dementsprechend ist das Schreiben vom LSG zuständigkeitshal-

ber an das BSG weitergeleitet worden und dort am 11.11.2015 eingegangen. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde ist unzulässig; sie entspricht nicht der gesetzlichen Form. Der 

Kläger konnte die Beschwerde, worauf er in der Rechtsmittelbelehrung des angefochtenen Ur-

teils und durch Schreiben des Berichterstatters vom 12.11.2015 ausdrücklich hingewiesen wor-

den ist, wirksam nur durch einen vor dem BSG zugelassenen Prozessbevollmächtigten einle-

gen lassen (§ 73 Abs 4 SGG). Wegen Fristablaufs am 20.11.2015 kann dieser Mangel auch 

nicht mehr behoben werden. 

 

Die Verwerfung erfolgt gemäß § 160a Abs 4 Satz 1 Halbsatz 2 SGG iVm § 169 SGG ohne 

Zuziehung ehrenamtlicher Richter. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf entsprechender Anwendung des § 193 SGG. 
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